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WICHTIGE URTEILE

Auch der Auftraggeber haftet

Der Fall:
Eine Gemeindebehörde in Vene-
tien hat eine Baufirma beauftragt,
Instandhaltungsarbeiten an einer
Straßenverbindung vorzuneh-
men. Im Zuge der Arbeiten ist
Wasser ausgetreten und hat ein
Privathaus überschwemmt. Die
Hauseigentümer haben sowohl
die Gemeindeverwaltung als
auch die Baufirma auf Schaden-
ersatzleistung geklagt.

Wie die Gerichte entschieden:
Das Landesgericht Treviso sowie
das Oberlandesgericht Venedig
haben dem Klagebegehren teil-
weise stattgegeben und die Bau-
firma zu einer Schadenersatzzah-
lung verurteilt. Die Ansprüche
gegen die Gemeinde haben sie
jedoch abgewiesen.

Die Geschädigten haben dar-
aufhin das Rechtsmittel der Kas-
sationsbeschwerde eingebracht.
Dieses ist mit Urteil Nr.
23442/2018 angenommen wor-
den. Anders als die beiden In-
stanzgerichte ist der Kassations-
gerichtshof zur Auffassung ge-
kommen, dass die auftraggeben-
de Gemeindeverwaltung die Ver-
wahrung über eine Sache nicht
verliert, wenn eine Firma mit der
Durchführung von Arbeiten an
dieser Sache beauftragt wird. Sie
haftet also ebenfalls. Die zusätzli-
che Verantwortung der beauf-
tragten Baufirma für den Scha-
den wurde vom Höchstgericht
bestätigt.

In der Regel haftet Dritten ge-
genüber zwar der Unternehmer,
der seine Arbeiten autonom
durchführt. Dies gilt jedoch nicht,
wenn der Schaden direkt von je-
ner Sache verursacht wird, auf
die sich der Auftrag bezogen hat.
Dann haftet (auch) der Eigentü-
mer bzw. Besteller als Verwahrer
der Sache (siehe nebenstehende
Infobox) – außer er kann einen
Zufall nachweisen.

Einen solchen Zufall konnte
die Gemeinde jedoch nicht nach-
weisen: Die Vorgehensweise der
Baufirma bei der Straßensanie-
rung war nämlich keinesfalls als
unvorhersehbar oder unvermeid-
bar einzustufen. Nach Einschät-
zung der Höchstrichter besteht
für die Gemeindeverwaltung also
kein Haftungsausschluss, wenn
ein Dritter aufgrund eines Unter-

nehmerwerkvertrags Arbeiten an
der Sache durchführt. Der Bestel-
ler kann während der Arbeiten
nämlich ständig über die Sache
verfügen. Die beauftragte Firma
erwirbt keine Rechte an der Sa-
che.

Verwahrer zu sein heißt auch,
die Sache instand zu halten. Die-
se Instandhaltung kann selbst
durchgeführt oder Dritten über-
tragen werden. Laut Kassations-
gericht schließt eine derartige Be-
auftragung zur Durchführung
von Arbeiten die Verwahrung im
Sinne des Art. 2051 ZGB also
nicht aus, sondern ist eine bloße
Ausübung derselben.

Für die Geschädigten ist eine
derartige Interpretation sicher-
lich von Vorteil: Durch die Haf-
tung einer öffentlichen Körper-
schaft ist die Wahrscheinlichkeit
auf eine Befriedigung der Scha-
denersatzansprüche höher, als

wenn man sich bloß gegen eine
möglicherweise insolvente Bau-
firma wenden könnte.
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Überflutung nach Arbeiten an einer Straße: Auch die Gemeinde haftet,
entschied kürzlich das Kassationsgericht.

Rechtsgrundlage für die Haf-
tung der Gemeindebehörde
bildet die Bestimmung des
Art. 2051 ZGB, welche wie
folgt lautet:
„Jeder haftet für den Scha-
den, der durch Sachen ent-
standen ist, die er zur Ver-
wahrung bei sich hat, außer
er weist einen Zufall nach.“ ©

Letzter Termin

Donnerstag,
31. Jänner
Daten an Tessera Sanitaria:
Ärzte, Apotheken (nicht ver-
schreibungspflichtige Medi-
kamente), Physiotherapeuten,
Hebammen, Krankenpfleger
und Optiker müssen die von
ihren Patienten und Kunden
getätigten absetzbaren Ausga-
ben online an das System Tes-
sera Sanitaria übertragen. Die
Daten dienen für die voraus-
gefüllte Steuererklärung mit
Mod. 730.

UniEmens-Meldung an
NISF/INPS: Für die im Dezem-
ber erfolgten Lohnzahlungen
müssen die Arbeitgeber bis
heute die Online-Meldung
(UniEmens) an das
NISF/INPS durchführen.

Einheitslohnbuch:
Die Arbeitgeber müssen bis
heute im Einheitslohnbuch
(libro unico del lavoro) die
Eintragungen für den Monat
Dezember vornehmen.

Registersteuer für
Mietverträge:
Für neue Mietverträge, die am
1. Jänner 2019 abgeschlosse-
nen wurden, ist bis heute die
Registersteuer (2 Prozent der
Jahresmiete) mit Vordruck F24
ELIDE zu überweisen. Für
laufende Mietverträge, die in
früheren Jahren am 1. Jänner
abgeschlossen wurden und
heuer weiterlaufen, ist die
jährliche Registersteuer zu
entrichten.

Freitag, 15. Februar
Einzelhändler – Sammelbu-
chung der Jänner-Umsätze:
Einzelhändler und gleichge-
stellte Unternehmen müssen
bis heute, die im Jänner mit
Ausstellung von Kassa- oder
Steuerbelegen erzielten Um-
sätze gesammelt in das MwSt.-
Buch eintragen. Gilt nur für
Steuerpflichtigen, die die er-
zielten Entgelte online der
Steueragentur melden.

Aufgeschobene Rechnungen:
Für die im Jänner mit Liefer-
scheinen oder anderen Bele-
gen zugunsten des gleichen
Kunden durchgeführten Lie-
ferungen muss bis heute die
aufgeschobene Rechnung
(fattura differita) ausgestellt
werden. ©
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